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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

In der Sommersession 2022 befasste sich der Ständerat als Erstrat mit der Revision des
Sexualstrafrechts. Unbestritten war, dass die Reform notwendig sei, weil die geltenden
Normen nicht mehr zeitgemäss seien. Sowohl im Rat als auch in den Medien war
vielerseits von einem «Quantensprung» die Rede. Der Rat trat denn auch ohne
Gegenantrag auf das Geschäft ein. Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter bezeichnete
die Abschaffung des Nötigungselements beim Vergewaltigungstatbestand als
«Meilenstein». Gleichzeitig warnte sie aber davor, zu hohe Erwartungen in diese
Revision zu setzen: Sie sei zwar «ein wichtiger Schritt», werde aber
«Beweisschwierigkeiten bei Sexualdelikten als typische Vieraugendelikte nicht
beseitigen».

Kernpunkt der Revision war die Neufassung der Tatbestände der sexuellen Nötigung
und der Vergewaltigung (Art. 189 und 190 StGB). So war denn auch die Debatte im
Ständerat geprägt von der Frage, wann eine Vergewaltigung eine Vergewaltigung ist bzw.
ob eine sexuelle Handlung strafbar sein soll, wenn sie «gegen den Willen» oder aber
«ohne Einwilligung» der betroffenen Person vorgenommen wird. Während sich der
Bundesrat und die Mehrheit der RK-SR für die Widerspruchslösung aussprachen («Nein
heisst Nein»), wollte eine Minderheit Mazzone (gp, GE) das Zustimmungsprinzip («Nur
Ja heisst Ja») im Gesetz verankern. Einig war man sich weitgehend darin, dass sich die
beiden Varianten in Bezug auf die konkreten Konsequenzen für die Strafrechtspraxis im
Endeffekt kaum unterscheiden. Ob die Staatsanwaltschaft das Nein oder das «Nicht-
Ja» beweisen müsse, letztlich werde in beiden Fällen «das ablehnende Signal» gesucht,
erklärte Andrea Caroni (fdp, AR), der der Kommissionsmehrheit angehörte. Auch wenn
eine Person im Laufe eines sexuellen Kontakts, dem sie anfänglich zugestimmt hat, ihre
Meinung ändere, müsse sich dieser Meinungsumschwung auf irgendeine Weise
manifestieren, also durch ein Nein oder konkludentes ablehnendes Verhalten – etwa
Kopfschütteln, eine abwehrende Geste oder Weinen – zum Ausdruck gebracht werden,
ergänzte Bundesrätin Keller-Sutter. Je nach Situation mutiere die Zustimmungslösung
demnach zur Widerspruchslösung, weshalb Letztere praxisnäher und transparenter sei,
so die Justizministerin. Minderheitsvertreterin Mazzone argumentierte, von der
Widerspruchslösung würden jene Fälle nicht erfasst, in denen das Opfer in einen
Schockzustand gerate und zu jeglicher Äusserung von Widerstand unfähig sei; hier
könne nur auf die fehlende Einwilligung abgestellt werden. Bundesrätin Keller-Sutter
versicherte jedoch, die Fälle von sogenanntem Freezing würden vom
Mehrheitsvorschlag ebenfalls abgedeckt. Wenn das Opfer widerstandsunfähig sei, sei es
entweder durch Einschüchterung oder Drohung in diesen Zustand gebracht worden –
dann liege eine Nötigung vor – oder es sei zwar selbst in diesen Zustand geraten, der
Täter oder die Täterin nutze diesen Umstand aber aus, womit eine Schändung nach Art.
191 StGB vorliege.
Einig waren sich beide Lager wiederum darin, dass sich die beiden Varianten sehr wohl
in der Symbolik unterschieden, die die Strafnorm an die Gesellschaft aussende. Lisa
Mazzone fragte rhetorisch, ob es denn nicht in der Verantwortung der sexuell
handelnden Person liege, sich im Zweifelsfall über den Willen des passiven Gegenübers
zu erkundigen; sonst gehe die handelnde Person eben das Risiko ein, eine Straftat zu
begehen. Gemäss Eva Herzog (sp, BS) bringe das Prinzip «Nur Ja heisst Ja» zum
Ausdruck, dass sich bei Sexualkontakten zwei Menschen auf Augenhöhe begegnen. Die
Grundeinstellung, dass Frauen oft Nein sagten, aber schon Ja meinten, sei immer noch
verbreitet und es gehe «um eine Veränderung der Bilder in den Köpfen». Die
Kommissionsmehrheit sah es indes nicht als Aufgabe des Strafrechts, die Gesellschaft
zu erziehen. Deren Mitglied Beat Rieder (mitte, VS) befürchtete gar eine «falsche
Kriminalisierung der Sexualität», indem sexuelle Kontakte grundsätzlich als strafbar
angesehen würden, ausser das Gegenüber habe zugestimmt. Die Widerspruchslösung
gehe hingegen davon aus, dass sexuelle Kontakte «in aller Regel im gegenseitigen
Einverständnis» erfolgten und verkörpere damit eine «positive Sichtweise auf die
Sexualität». Mit 25 zu 18 Stimmen sprach sich der Ständerat für die Variante der
Kommissionsmehrheit und damit für «Nein heisst Nein» aus. Ein Einzelantrag Gmür-
Schönenberger (mitte, LU), der die Widerspruchslösung anders formulieren wollte, um
das Freezing deutlicher zu erfassen, scheiterte mit 23 zu 10 Stimmen bei 10
Enthaltungen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2022
KARIN FRICK
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In einem zweiten Schritt befasste sich die Kantonskammer mit der Abschaffung des
Nötigungselements in den beiden Tatbeständen von Art. 189 und 190 StGB. Die
Kommission schlug dazu ein Kaskadenprinzip vor: Der Grundtatbestand im jeweiligen
Absatz 1 deckt demnach sexuelle Handlungen gegen den Willen einer Person ab. Wird
das Opfer genötigt, kommt dies gemäss Absatz 2 erschwerend hinzu. Absatz 3 regelt die
zusätzliche Erschwernis der Grausamkeit sowie des Einsatzes einer gefährlichen Waffe
oder eines gefährlichen Gegenstandes. Werner Salzmann (svp, BE) brachte indessen mit
einem Einzelantrag den Vorschlag aus dem Vernehmlassungsentwurf wieder aufs Tapet.
Dieser hatte für sexuelle Übergriffe ohne Nötigung einen eigenen Tatbestand
vorgesehen, während das Nötigungselement bei den Tatbeständen der sexuellen
Nötigung und der Vergewaltigung erhalten bleiben sollte. Salzmann gab zu bedenken,
dass es ein falsches Signal an die Gesellschaft aussenden würde, wenn unter der
Bezeichnung «Vergewaltigung» künftig noch geringere Strafen ausgesprochen würden –
«[w]ir haben jetzt schon lächerlich milde Strafen für Vergewaltigungen» –, weil auch
Verletzungen der sexuellen Integrität ohne Nötigung hierunter subsumiert würden.
Kommissionssprecher Sommaruga (sp, GE) und Bundesrätin Keller-Sutter hielten dem
entgegen, dass dieses Konzept in der Vernehmlassung auf breite Kritik gestossen war,
weil damit «eine Art unechte oder minderwertige Vergewaltigung» geschaffen würde,
wie es die Justizministerin ausdrückte. Mit 39 zu 4 Stimmen befürwortete der Ständerat
die Kaskadenlösung klar.
Weiter diskutierte die Ständekammer die Höhe der Strafen für die neu gefassten
Tatbestände der sexuellen Nötigung und der Vergewaltigung. Mit mehreren
Einzelanträgen wollte Werner Salzmann die Mindeststrafen für verschiedene
Tatbestände erhöhen, blieb damit aber chancenlos. Die grosse Mehrheit der kleinen
Kammer wollte den Ermessensspielraum der Gerichte nicht zu stark einschränken, weil
stets auch der denkbar mildeste Fall adäquat bestraft werden können müsse. Eine
Minderheit Engler (mitte, GR) beantragte gegenüber der Kommissionsmehrheit eine
höhere Mindeststrafe für Vergewaltigung mit Nötigung (neu Art. 190 Abs. 2 StGB). Die
Kommissionsmehrheit hatte hier mindestens ein Jahr Freiheitsstrafe vorgesehen. Die
Minderheit Engler forderte mindestens zwei Jahre Freiheitsstrafe, damit hier keine
bedingten Strafen ausgesprochen werden können. Diesen Minderheitsantrag hiess der
Ständerat mit 23 zu 20 Stimmen gut.

Am zweiten Tag der Behandlung stimmte die Kantonskammer mit 37 zu 6 Stimmen dem
Antrag ihrer Kommissionsmehrheit zu, mit Art. 197a einen neuen Tatbestand für
Rachepornografie im StGB zu verankern. Dieser stellt das unbefugte Weiterleiten von
nicht öffentlichen sexuellen Inhalten unter Strafe. Der Bundesrat hatte vergeblich für
dessen Ablehnung plädiert. Er hätte zuerst den genauen Handlungsbedarf abklären
wollen, was er im Bericht zum Postulat 21.3969 zu tun im Begriff sei, wie Bundesrätin
Keller-Sutter erläuterte.
Mit einem ebenfalls neuen Art. 197b wollte Isabelle Chassot (mitte, FR) zudem das
Grooming, also das Anbahnen sexueller Kontakte mit Minderjährigen, unter Strafe
stellen. Die Kommission hatte nach der Vernehmlassung in ihrem Entwurf auf einen
solchen Artikel verzichtet, weil die versuchte sexuelle Handlung mit einem Kind oder die
versuchte Herstellung von Kinderpornografie bereits strafbar seien, wie Bundesrätin
Keller-Sutter anmerkte. Jemanden zu bestrafen, der noch nicht einmal einen Versuch
unternommen habe, wäre ein «Sündenfall im Strafrecht», urteilte Kommissionsmitglied
Daniel Jositsch (sp, ZH). Die Ständekammer lehnte den Antrag Chassot mit 21 zu 18
Stimmen bei 4 Enthaltungen schliesslich ab.

In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die Vorlage einstimmig an. Angesichts
der lauten gesellschaftlichen Forderungen nach einer «Nur-Ja-heisst-Ja»-Regelung im
Sexualstrafrecht wurde der Entscheid des Ständerats in den Medien ausführlich
kommentiert und auch kritisiert. Das enttäuschte Lager setzte die Hoffnung nun in den
Nationalrat. 1
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Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Für die erste Mutation der 51 Legislaturperiode im Ständerat war der Rücktritt von
Christian Levrat (sp, FR) bzw. die Wahl von Isabelle Chassot (mitte, FR) zur neuen
Ständerätin des Kantons Freiburg verantwortlich. Levrat war in der Herbstsession nach
fast 20-jähriger Amtszeit in der kleinen (ab 2012) und der grossen Kammer (seit 2003)
verabschiedet worden. Der ehemalige Parteipräsident der SP (2008-2020) sei ein
«Animal politique» lobte ihn der Ständeratspräsident Alex Kuprecht (svp, SZ). Levrat trat
zurück, um sein Amt als Verwaltungsratspräsident bei der Post anzutreten. Isabelle
Chassot war bei den Ersatzwahlen im Kanton Freiburg von nahezu zwei Dritteln der
Stimmen zur neuen Standesvertreterin gewählt worden. Sie hatte von 2001 bis 2013 in
der Freiburger Regierung gesessen bevor sie acht Jahre lang als Direktorin dem
Bundesamt für Kultur vorgestanden hatte. Chassot legte am ersten Tag der
Wintersession 2021 den Eid ab. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2021
MARC BÜHLMANN

Weil die Ständeratswahlen im Kanton Jura mittels Proporzwahlsystem durchgeführt
werden, brauchte es für die Nachfolge von Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU), die in
den Bundesrat gewählt worden war, keine Ersatzwahlen, wie dies in anderen Kantonen
(mit Ausnahme des Kantons Neuenburg, der ebenfalls ein Proporzwahlsystem für seine
Kantonsvertretung kennt) üblich ist. Stattdessen rückte die bei den eidgenössischen
Wahlen 2019 Zweitplatzierte auf der SP-Liste in den Ständerat nach. Bei dieser
Zweitplatzierten handelte es sich um Mathilde Crevoisier Crelier (sp, JU), die damit
«aus dem politischen Nichts [...] direkt ins Stöckli» marschiere, wie der Tages-Anzeiger
berichtete. Die Sozialdemokratin, für die die Wahl von Elisabeth Baume-Schneider in
die Landesregierung eine grosse Überraschung gewesen sei, sass als Präsidentin der
lokalen SP seit 2012 im Stadtparlament von Pruntrut und war 2022 in die Stadtregierung
gewählt worden. Als Übersetzerin im Generalsekretariat des EDI ist sie mit der
nationalen Politik vertraut. Diesen Beruf musste sie in der Folge allerdings aufgeben,
weil Parlamentsmitglieder nicht gleichzeitig der Bundesverwaltung angehören dürfen.
Nach kurzer Bedenkzeit legte sie auch ihre lokalpolitischen Ämter nieder, um sich ganz
auf ihr Ständeratsmandat zu konzentrieren und es im Herbst als Bisherige zu
verteidigen. Sie müsse praktisch ihr ganzes Leben umkrempeln, urteilte der Tages-
Anzeiger. 
In der Tat wurde Mathilde Crevoisier Crelier bereits in der letzten Woche der
Wintersession 2022, also nur gut eine Woche nach der Wahl ihrer Listenkollegin in den
Bundesrat, im Ständerat vereidigt. Die neue Ständerätin des Kantons Jura legte das
Gelübde ab. Nach dem Rücktritt von Christian Levrat (sp, FR) und der entsprechenden
Ersatzwahl von Isabelle Chassot (mitte, FR) zur neuen Ständerätin des Kantons Freiburg
im Jahr 2021 stellte das Nachrücken der jurassischen Sozialdemokratin die zweite
Mutation im Ständerat in der aktuellen Legislatur dar. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2022
MARC BÜHLMANN

Ziemlich überraschend gab Paul Rechsteiner (sp, SG) Anfang Oktober 2022 bekannt, auf
die kommende Wintersession zurückzutreten. Nach 36 Jahren Bundesbern gehe eine
«aussergewöhnliche Politkarriere» zu Ende, titelte das St. Galler Tagblatt. «Eine
zentrale Figur der Linken» trete ab, meinte der Appenzeller Volksfreund. Der SP-
Politiker sass schon 1977 im Stadtparlament von St. Gallen und von 1984 bis 1986 im
Kantonsparlament, bevor er 1986 in den Nationalrat nachrutschte. 1998 wurde er zudem
Präsident des Schweizerischen Gewerkschaftsbunds, dem er während 20 Jahren
vorstand, was ihn zu einem «politischen Schwergewicht» gemacht, aber auch seine
Politik «im Dienst für die sozial Schwächeren» geprägt habe, urteilte der Tages-
Anzeiger. 2011 schaffte der St. Galler Sozialdemokrat dann «eine kleine Sensation» – so
die WoZ –, nämlich den Sprung in den Ständerat, für den er in der Folge zwei Mal
bestätigt wurde. Rechsteiner wäre nicht Rechsteiner, wenn er nicht auch seinen
Rücktritt «als Schachzug» geplant hätte, kommentierte das St. Galler-Tagblatt: Es sei
zwar erwartet worden, dass er zurücktrete, weil er dies aber nun kurz vor Ende der
Legislatur tue, setze er die FDP und die SVP, die den St. Galler SP-Sitz im Ständerat
angreifen wollten, unter Druck, dies nun innert kürzester Zeit aufgleisen zu müssen.
Rechsteiner selber begründete seinen Schritt damit, dass die Wahlbevölkerung sich bei
einer Einervakanz besser für eine Kantonsvertretung entscheiden könne als gleichzeitig
mit den Nationalratswahlen im Herbst 2023, die zu sehr «parteipolitisch geprägt»
seien.

Der Plan der SP zur Verteidigung ihres Ständeratssitzes ging freilich nicht auf. Im

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2023
MARC BÜHLMANN
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zweiten Wahlgang eroberte die SVP erstmals in ihrer Geschichte den St. Galler
Ständeratssitz. Esther Friedli (svp, SG) setzte sich Ende April gegen Barbara Gysi (sp, SG)
durch. Die 2019 in den Nationalrat gewählte 45-jährige SVP-Politikerin hatte damals
trotz Sitzverlust der SVP mehr Stimmen geholt als zwei Bisherige. 2016 war Friedli für
ihre Kandidatur für die St. Galler Regierungsratswahlen als ehemaliges CVP-Mitglied zur
SVP gewechselt und wurde 2022 auch als mögliche Bundesrätin gehandelt. Nun nahm
sie in der Sommersession 2023 erstmals in der kleinen Kammer Platz, nachdem sie dort
den Amtseid geleistet hatte. Bereits bei den eidgenössischen Wahlen 2023 wird sie
diesen Sitz verteidigen müssen.

Zusammen mit der Vereidigung von Esther Friedli war es im Ständerat in der 51.
Legislatur insgesamt lediglich zu drei Wechseln gekommen (2021: Rücktritt von
Christian Levrat (sp, FR) und Wahl von Isabelle Chassot (mitte, FR); 2022: Wahl von
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) in den Bundesrat und Nachrücken von Mathilde
Crevoisier Crelier (sp, JU)). Seltene Wechsel sind – im Gegensatz zum Nationalrat – im
Ständerat normal; so gab es in der 50. Legislatur zwei und in der 49. Legislatur ebenfalls
nur drei Mutationen in der kleinen Kammer. In der laufenden 51. Legislatur musste die
SP dreimal einen Sitz verteidigen, was ihr lediglich beim Jura-Sitz gelang. Im Kanton
Jura gibt es freilich keine Ersatzwahlen, sondern die Listenwahl macht ein
Nachrutschen auch im Ständerat möglich. In Freiburg verlor die SP ihren Sitz an die
Mitte und in St. Gallen an die SVP. Da in zwei dieser drei Fälle Frauen Männer ersetzten,
erhöhte sich der Frauenanteil in der kleinen Kammer von 26.1 Prozent (12
Ständerätinnen Anfang Legislatur) auf 30.4 Prozent (14 Ständerätinnen Ende Legislatur).

Allerdings besteht ab der Sommersession 2023 in der kleinen Kammer eine Vakanz.
Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), ebenfalls von der SP, wurde im März 2023 in die
Tessiner Kantonsregierung gewählt und gab entsprechend ihren Rücktritt aus dem
Ständerat bekannt. Der Tessiner Staatsrat entschied dann allerdings, dass keine
Ersatzwahlen für den frei gewordenen Standessitz abgehalten würden, da der früheste
Termin für eine entsprechende Wahl Mitte Juni gewesen wäre und ein möglicher
zweiter Wahlgang gar erst Anfang September hätte durchgeführt werden können – im
Kanton Tessin dürfen im Juli und im August keine Urnengänge stattfinden. Folglich
hätte die neue Kantonsvertretung lediglich noch an der Herbstsession 2023 teilnehmen
können, anschliessend standen bereits die eidgenössischen Wahlen an. Die Kosten und
der Verwaltungsaufwand für zwei kurz nacheinander erfolgende Wahlen seien «nicht
opportun», so die Begründung der Tessiner Regierung. Dieser Entscheid stiess auf
einige Kritik, die aber nichts daran änderte, dass der Ständerat bis Ende Legislatur
lediglich aus 45 Mitgliedern bestand. 4

Parlamentsorganisation

Obwohl der Nationalrat der parlamentarischen Initiative von Gabriela Suter (sp, AG) für
Barrierefreiheit des Live-Streams der Parlamentsdebatten mit 108 zu 7 Stimmen
deutlich Folge gegeben hatte, insistierte das Büro-SR einstimmig auf seinen
ursprünglichen Entscheid, dem Anliegen keine Folge zu geben. Barrierefreiheit – die
Initiative verlangte insbesondere, dass die Internetübertragung der Ratsdebatten mit
Untertiteln versehen wird, damit auch hörgeschädigte Menschen ihnen folgen können –
sei wichtig, so die Sprecherin des Büros, Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG); die Kosten
für die hier vorgesehene Umsetzung (z.B. mittels Live-Untertitelung in mehrere
Sprachen oder Simultanübersetzung in Gebärdensprache) seien aber nicht
verhältnismässig. Der Ständerat habe bereits 2015 einen Vorschlag für eine
Simultanübersetzung in die Landessprachen abgelehnt, der es einem grossen Teil der
Bevölkerung erlaubt hätte, die Debatten in der jeweiligen Muttersprache zu verfolgen.
Auch damals sei man vor den Kosten von über CHF 600'000 jährlich zurückgeschreckt.
Eine Untertitelung oder eine «Verdolmetschung in Gebärdensprache» via Livestream
sei auch deshalb nicht nötig, weil die provisorischen Ratsprotokolle wenige Minuten
nach den Voten im Internet publiziert würden. Wenn Barrierefreiheit angestrebt
werden solle, müsse eine Gesamtschau angestrebt werden, mit der Übersetzungs- und
Untertitelungsfragen mit technischen Mitteln gelöst würden, die nicht derart hohe
Kosten verursachten – so die Sprecherin des Büros. 
Der Empfehlung des Büros stand ein Antrag von Maya Graf (gp, BL) gegenüber, welcher
der parlamentarischen Initiative Folge geben wollte. Die UNO-
Behindertenrechtskonvention verpflichte die Schweiz, die politische Teilhabe von
Menschen mit Beeinträchtigungen zu sichern. Untertitel seien aber auch für Menschen
mit Migrationshintergrund wichtig, um Ratsdebatten folgen zu können. Mit Folgegeben
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würde den beiden Büros ja lediglich der Auftrag erteilt, eine gut umsetzbare und nicht
zu kostenintensive Lösung zu finden. Graf zeigte sich zudem zuversichtlich, dass mit
der immer besser funktionierenden automatischen Spracherkennung die Kosten mit
der Zeit abnehmen würden, da etwa Untertitelung nicht mehr von Dolmetschenden,
sondern von Computern übernommen werden könne. Isabelle Chassot (mitte, FR)
brachte zudem den Vorschlag ins Spiel, ein neues System zuerst einmal lediglich im
Nationalrat anzuwenden und erst nach einiger Zeit und einer Evaluation auf den
Ständerat zu übertragen. Mit 24 zu 16 Stimmen (4 Enthaltungen) entschied sich der
Ständerat gegen sein Büro und gab der Initiative Folge. Damit wird das Büro-NR
beauftragt, rechtliche Grundlagen für mehr Barrierefreiheit zu schaffen. 5

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Depuis 2018 et l'élection du libéral-radical Didier Castella en remplacement de
l'écologiste Marie Garnier, le Conseil d'État fribourgeois se composait de trois élus du
Centre, deux du PLR et deux du PS; une majorité bourgeoise que la gauche aspirait à
renverser à l'occasion des élections cantonales de novembre 2021. Pour ce faire,
Christian Levrat est sorti du bois près d'une année avant l'échéance en se profilant
comme chef de file du parti socialiste. Poids lourd de l'arène fédérale, le sénateur
faisait figure de candidat idoine pour remplacer Anne-Claude Demierre, qui se retirait
après quatorze années au gouvernement, et conserver les deux sièges socialistes, aux
côtés de Jean-François Steiert, élu en 2016. Au début du mois d'avril 2021, Christian
Levrat a cependant surpris en se retirant de la course. En effet, le sénateur socialiste a
accédé à la présidence du conseil d'administration de la Poste, succédant à Urs
Schwaller, un autre fribourgeois. Ce nouveau mandat étant incompatible avec toute
fonction politique, une élection complémentaire a d'une part été organisée en
septembre 2021 pour repourvoir le strapontin laissé vacant au Conseil des États.
D'autre part, le parti socialiste s'est retrouvé quelque peu démuni dans la course au
gouvernement, perdant sa locomotive pour la campagne. Pour remplacer Levrat, la
conseillère nationale Valérie Piller Carrard (ps) s'est portée candidate. Non-élue en
2018 face à Castella, elle a rejoint Steiert et Alizée Rey, présidente de la section
cantonale, sur la liste socialiste. La gauche est partie unie dans la bataille, le PS, les
Verts et le Centre gauche-PCS s'étant mis d'accord pour une alliance, à l'image de ce
qui avait été fait lors des précédentes élections cantonales. Aux côtés des candidat.e.s
socialistes, l'écologiste Sylvie Bonvin-Sansonnens, présidente du Grand Conseil, et la
présidente du Centre gauche-PCS Sophie Tritten partageaient l'objectif de récupérer le
siège perdu en 2018, voire de faire basculer la majorité en décrochant un quatrième
mandat.
Face à la gauche unie, la droite est partie en ordre dispersé dans la campagne.
Historiquement fort au gouvernement, le Centre tenait à conserver ses trois sièges.
Alors qu'Olivier Curty (centre) et Jean-Pierre Siggen (centre) visaient une réélection, le
grand argentier Georges Godel (centre) ne pouvait plus se représenter, ayant atteint la
limite de mandats. Pour le remplacer, le parti a désiré présenter une femme.
Cependant, la perle rare fût difficile à trouver. Peu connue dans la sphère politique
fribourgeoise, Luana Menoud-Baldi (centre), d'origine tessinoise mais établie dans le
canton depuis 2007, a finalement été choisie pour défendre le siège laissé vacant. Chez
les PLR, Maurice Ropraz ne s'est pas représenté, après deux mandats. Son collègue
Didier Castella était lui candidat. À ses côtés, le chef du groupe PLR au Grand Conseil
Romain Collaud s'est lancé dans la course. Sans représentant au gouvernement depuis
le départ de Raphaël Rimaz en 1996, l'UDC a une nouvelle fois tenté de retrouver un
siège en présentant plusieurs candidatures. Les députés Philippe Demierre, Gilberte
Schär, Adrian Brügger et le conseiller général en ville de Fribourg David Papaux, ancien
champion de judo, figuraient ainsi parmi les candidat.e.s. Eux aussi désireux d'obtenir
une part du gâteau, les Vert'libéraux ont présenté Irene Bernhard et Loris Grandjean.
Parmi les autres postulant.e.s à un siège à l'exécutif, on retrouvait encore le fondateur
du parti des artistes et conseiller général à Fribourg Claudio Rugo, déjà candidat en
2016 et 2018, ainsi que Nicole Ayer et Michèle Courant, qui souhaitaient rappeler que
«le peuple reste souverain» avec leur liste «DDirecte.ch (DDSN-FRIBOURG)».
En vertu de la nouvelle loi cantonale sur le financement de la politique, découlant d'une
initiative de la jeunesse socialiste acceptée en 2018, les partis ont dû communiquer leur
budget six semaines avant les élections. Le Centre a annoncé disposer de CHF 270'000
pour la campagne, le plus gros budget parmi les formations engagées. Le PLR tablait sur
un budget de CHF 200'000, le PS sur CHF 146'000, en ne prenant en compte que le
premier tour cependant, les Verts sur CHF 110'000 et l'UDC sur CHF 96'000. Le budget
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de deux autres partis dépassait encore CHF 10'000, limite au-delà de laquelle il est
obligatoire de déclarer les fonds, à savoir les vert'libéraux avec CHF 37'700 et le Centre
gauche-PCS avec CHF 31'000. S'agissant des budgets personnels des candidat.e.s, la
centriste Luana Menoud-Baldi était celle qui disposait des ressources financières les
plus importantes avec CHF 76'000, destinés avant tout à la faire connaître dans le
canton. Suivaient les libéraux-radicaux Didier Castella (CHF 73'000) et Romain Collaud
(CHF 55'000).
Avant l'élection de nouvelles têtes à l'exécutif, le journal La Liberté a profité d'établir un
bilan de la législature. Qualifié de «champion des petits pas», le gouvernement s'est vu
reprocher un «manque de vision à long terme» de la part des chefs de groupe au Grand
Conseil. Des critiques déjà formulées lors des dernières législatures, a relevé la Liberté,
qui regrettait «le manque de personnalités fortes qui font entendre leur voix au-delà
des frontières du canton». Le journal a cependant souligné que de nombreux projets
ont vu le jour, à l'image de la réforme fiscale des entreprises et de la révision de la
Caisse de prévoyance du personnel de l'État. Si les finances publiques se portent bien,
c'est surtout le manque d'ambition à l'égard de certaines problématiques qui a fait
l'objet de critiques. La Liberté a illustré cela avec les objectifs climatiques du canton,
en précisant que «se doter d'un plan climat, c'est bien, mais l'assortir d'un montant de
CHF 21 millions jusqu'en 2026 est nettement insuffisant».

Le premier tour s'est déroulé le 7 novembre 2021, parallèlement à l'élection du Grand
Conseil. Avec une participation de 37.63 pour cent, le socialiste Jean-François Steiert a
terminé en tête des suffrages (32'892 voix, à environ 6'000 voix de la majorité absolue),
entraînant dans son sillage toute l'alliance de gauche, qui a placé quatre de ses
représentant.e.s parmi les sept premier.ère.s. Pour être précis, Sylvie Bonvin-
Sansonnens a occupé la deuxième place (30'881 voix), Valérie Piller Carrard la quatrième
(30'201 voix), Alizé Rey la sixième (25'402 voix) et Sophie Tritten la huitième (24'447
voix). Un beau tir groupé qui contrastait avec la débâcle du côté du Centre: pourtant le
mieux élu en 2016, Jean-Pierre Siggen a terminé seulement neuvième, avec 22'745
suffrages, alors que Luana Menoud-Baldi finissait dixième, décrochée par rapport à ses
adversaires, avec 17'068 voix. Seul Olivier Curty a sauvé quelque peu les meubles,
crédité de 26'373 voix, en cinquième place. Chez les libéraux-radicaux, Didier Castella a
pris la troisième place (30'659 voix) et Romain Collaud la septième (24'994 voix), alors
que les candidat.e.s de l'UDC ont terminé plus loin, avec Philippe Demierre au onzième
rang (14'107 voix), suivi par ses colistier.ère.s. Les autres candidat.e.s n'ont pas atteint le
nombre de suffrages requis pour se présenter au second tour.

Au vu des résultats inattendus du premier tour, l'heure des nouvelles stratégies ne s'est
pas fait attendre pour préparer le deuxième tour. A droite, la question d'une alliance
est rapidement revenue sur le tapis. Cependant, celle-ci n'était possible qu'en
consentant à certains sacrifices. Les regards se sont donc dirigés vers le Centre, qui
pouvait difficilement revendiquer trois sièges suite à la déception du premier tour.
Sans surprise, Luana Menoud-Baldi a fait les frais de son résultat décevant et a dû se
retirer de la course, permettant la création d'une alliance de droite avec deux
centristes, deux PLR et un UDC, en la personne de Philippe Demierre. Cette décision a
acté la perte du troisième siège du Centre, qui n'avait pas été dans cette situation
depuis 1857 et la fin du régime radical ayant suivi la guerre du Sonderbund, a précisé la
Liberté. De l'autre côté de l'échiquier politique, la gauche était bien consciente que le
deuxième tour serait bien différent contre une droite unie, face à laquelle obtenir la
majorité des sièges relèverait d'une véritable sensation. L'alliance a décidé de partir à
quatre, retirant la candidature d'Alizée Rey, malgré son bon score, au profit de Sophie
Tritten, au nom de la diversité de la gauche.

Comme attendu, le deuxième tour a accouché d'un résultat totalement différent du
premier. Face au bloc de droite, c'est l'alliance de gauche qui a fini dans les cordes,
échouant finalement à récupérer ce fameux troisième siège. Alors que Sylvie Bonvin-
Sansonnens, cinquième avec 41'047 suffrages, et Jean-François Steiert, septième avec
40'317 suffrages, ont été élu.e.s, Valérie Piller Carrard a pris le huitième rang (39'545
voix), ne lui permettant pas de décrocher un strapontin. Sophie Tritten a fermé la
marche en récoltant 36'262 voix. L'alliance de droite a donc triomphé, raflant cinq
sièges. Les mieux élus ont été Didier Castella (52'847 voix) et Olivier Curty (51'653 voix),
suivis par Romain Collaud (49'745 voix), qui a réussi son entrée à l'exécutif, et Jean-
Pierre Siggen (44'185 voix), se remettant convenablement de sa déconvenue du premier
tour. Cependant, le grand vainqueur de ce scrutin s'est nommé Philippe Demierre, élu
avec 40'710 suffrages, permettant à l'UDC de faire son grand retour au Conseil d'État.
Le parti socialiste a lui perdu un siège, dans la lignée de sa petite forme en terre
fribourgeoises, après avoir cédé sa place au Conseil des États à la centriste Isabelle
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Chassot en septembre 2021. En fin de compte, selon la presse, les différentes
stratégies partisanes ont fait une victime de choix: la représentation féminine, puisque
l'on ne retrouve qu'une seule femme parmi les sept conseiller.ère.s d'État, comme lors
de la législature précédente. Pour ce deuxième tour, la participation s'est montée à
41.38%, probablement dopée par la tenue des votations fédérales le même jour. 6

Ständeratsersatzwahlen

Alors qu'il s'était d'abord lancé dans la course au Conseil d'État dans le cadre des
élections cantonales de novembre 2021, le sénateur fribourgeois Christian Levrat (ps) a
surpris son monde en acceptant, début avril 2021, sa nomination à la tête du conseil
d'administration de La Poste. Cette fonction étant incompatible avec son mandat de
conseiller aux États, l'organisation d'une élection complémentaire dans le canton de
Fribourg devenait inévitable. Programmée à la fin du mois de septembre 2021, celle-ci
donnait l'opportunité au Centre de reconquérir le siège perdu par Beat Vonlanthen lors
des élections fédérales de 2019 au profit de la libérale-radicale Johanna Gapany, qui
devenait ainsi la première femme fribourgeoise à siéger à la chambre haute. Alors que
les conseillères nationales Christine Bulliard-Marbach (centre) et Marie-France Roth
Pasquier (centre) ainsi que le conseiller d'État Jean-Pierre Siggen (centre) avaient
d'emblée renoncé à se présenter, le député au Grand Conseil Bruno Boschung (pdc)
faisait part de son intérêt. Le germanophone, originaire du district de la Singine,
souhaitait ainsi rétablir l'équilibre linguistique qui prévalait jusqu'en 2019 et la non-
réélection de Vonlanthen. Le choix du parti se portait cependant sur Isabelle Chassot
(centre), mentionnée dès l'annonce du départ de Levrat comme la candidate idéale
pour le Centre dans la presse. En effet, la cheffe de l'office fédéral de la culture (OFC)
pouvait notamment faire valoir son expérience politique, en tant que conseillère d'État
entre 2002 et 2013. Elle fut également collaboratrice personnelle des conseillers.ères
fédéraux.ales Arnold Koller et Ruth Metzler. Son profil rassembleur semblait capable de
séduire autant à gauche qu'à droite de l'échiquier politique, et la minorité
germanophone du canton pouvait compter sur sa parfaite maîtrise de la langue de
Goethe pour la représenter dans l'arène fédérale.
Chez les socialistes, deux candidate et candidat sortaient du bois pour incarner la
relève de Christian Levrat. Le préfet du district de la Sarine Carl-Alex Ridoré (ps) faisait
face à la conseillère nationale lacoise Ursula Schneider Schüttel (ps), issue de la
minorité linguistique germanophone. Un temps pressenti.e.s parmi les papables, le
syndic de Fribourg Thierry Steiert (ps) et sa collègue, la conseillère communale Andrea
Burgener Woeffray (ps), n'étaient finalement pas candidat.e.s, alors que le conseiller
national vert Gerhard Andrey excluait une candidature écologiste en apportant son
soutien à Schneider Schüttel. La gauche partait ainsi unie au front, le parti socialiste
désignant Carl-Alex Ridoré comme unique candidat lors d'un congrès virtuel.
Après réflexion, l'UDC ne se lançait pas dans la course et préférait concentrer ses
forces sur les élections cantonales. Le PLR apportait lui son soutien à la candidature
d'Isabelle Chassot, tout en étant conscient qu'il pourrait se retrouver en position
délicate lors des prochaines élections fédérales en 2023 si un duo de droite se
retrouvait à la chambre des cantons. En effet, rien ne garantirait le maintien du siège
acquis de haute lutte par Gapany en 2019, dans un canton traditionnellement
représenté par un tandem PS-Centre au Conseil des États. 
Deux candidat.e.s visaient donc le siège vacant, excluant d'emblée la tenue d'un second
tour. Pour défendre son siège, le parti socialiste mettait en avant la nécessité d'un
équilibre entre la gauche et la droite, soulignant que «Fribourg doit marcher sur deux
jambes» pour défendre au mieux ses intérêts sous la coupole. Depuis 1979, la gauche
fribourgeoise n'a connu qu'une seule législature sans représentant à la chambre des
cantons, entre 1999 et 2003. «La pire période pour la défense des intérêts fribourgeois
à Berne», selon Christian Levrat, qui mentionnait l'échec de la candidature
fribourgeoise pour accueillir le tribunal administratif fédéral. C'étaient le démocrate-
chrétien Anton Cottier et le libéral-radical Jean-Claude Cornu qui siégeaient alors.
Selon la nouvelle loi cantonale sur la transparence, les partis étaient tenus de dévoiler
leur budget de campagne: celui d'Isabelle Chassot se montait à CHF 135'000, alors que
Carl-Alex Ridoré disposait de CHF 148'500. Un incident à caractère raciste s'est produit
durant la campagne, une affiche du candidat socialiste, d'origine haïtienne, ayant été
maculée de peinture blanche alors que son nom était tracé et remplacé par le mot
«blanc». Isabelle Chassot avait par ailleurs renoncé à la pose d'affiches sauvages, par
souci écologique.

Au moment de dépouiller les bulletins de vote le 26 septembre 2021, le suspens était de
courte durée. Isabelle Chassot devançait largement son concurrent, en récoltant
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54'695 voix (62.7% des suffrages). Carl-Alex Ridoré était même battu dans toutes les
communes de canton. Fribourg rejoignait ainsi Zurich, Genève et Argovie parmi les
cantons ayant au moins une fois eu deux femmes qui siégeaient simultanément au
Conseil des États. Fort de ce succès, le Centre confortait son statut de première force
à la chambre de réflexion, avec désormais 14 représentantes et représentants. La
gauche fribourgeoise devra de son côté ronger son frein durant deux ans, dans l'attente
des élections fédérales de 2023 où elle tentera à coup sûr de récupérer son siège. 7

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Ende Februar 2023 wurde bekannt, dass sich EU-Kommissar Maros Šefčovič Mitte
März in der Schweiz mit Aussenminister Ignazio Cassis treffen wolle. Die Zeitung «La
Liberté» stellte fest, dass es sich hierbei um das erste hochrangige Treffen der beiden
Politiker seit November 2021 handelte. Weiter mutmasste das Blatt, dass dem
Bundesrat gar nicht viel anderes übrig geblieben sei, als sich mit dem EU-Kommissar zu
treffen, da dieser sich – einer Einladung an die Universität Freiburg folgend – auch mit
der APK-SR, dem Präsidenten der APK-NR und der KdK treffen wollte. Wozu das Treffen
jedoch wirklich diene und ob es in einer gemeinsamen Ankündigung der beiden
Parteien münden könnte, blieb im Vorfeld unklar. SVP-Nationalrat Nidegger (svp, GE)
versprach sich wenig von dem Austausch, wohingegen Ständerätin Isabelle Chassot
(mitte, FR) sich optimistisch hinsichtlich der Signalwirkung des Treffens äusserte. 
Eine Woche vor dem Treffen reiste Staatssekretärin Livia Leu für eine weitere
Gesprächsrunde nach Brüssel, der durchschlagende Erfolg blieb dabei jedoch aus. «Die
Zeit für neue Verhandlungen ist noch nicht reif», zitierte die Aargauer Zeitung Leu nach
dem Treffen. Bei den Sondierungsgesprächen im vergangenen Jahr seien alle Themen,
die im neuen bilateralen Paket enthalten sein sollten, – darunter die Weiterentwicklung
des Marktzugangsabkommens, ein neues Stromabkommen, ein Gesundheitsabkommen
und die verbindliche Teilnahme an den EU-Programmen – besprochen worden, so Leu.
Gemäss der Staatssekretärin blieben aber gewisse Differenzen weiterhin bestehen. 
Angesichts der gedämpften Erwartungen verlief das Treffen von Bundesrat Cassis und
EU-Kommissar Šefčovič positiv, wenn man den Hauptbeteiligten Glauben schenken
möchte. Aussenminister Cassis schrieb im Anschluss an das Treffen auf Twitter von
einer «guten Gelegenheit, Bilanz zu ziehen und eine positive Dynamik zwischen der
Schweiz und der EU festzustellen». Das EDA gab in einer Medienmitteilung bekannt,
dass «trotz der bisher erzielten Fortschritte noch eine Reihe von Fragen offen sei» für
deren Auflösung beidseitige Anstrengungen vonnöten seien. Weitere
Sondierungsgespräche würden daher im April in Brüssel stattfinden. Šefčovič hatte
zuvor in seiner Rede an der Universität Freiburg bekannt gegeben, dass er auf einen
Verhandlungsabschluss bis Sommer 2024 hoffe, da der Status Quo nicht länger haltbar
sei. Allgemein zog sich eine positive Grundhaltung Šefčovičs durch seine Äusserungen,
die er im Verlauf der Treffen mit verschiedenen Anspruchsgruppen während seines
Besuchs machte. So erwähnte Šefčovič im Austausch mit der KdK, dass die EU sich
offen zeige, der Schweiz einen grossen Schritt entgegenzukommen. Brüssel sei bereit,
im institutionellen Bereich den von Bern gewünschten «vertikalen» Ansatz – also den
Abschluss einzelner Abkommen statt einer allgemeinen Lösung für alle bilateralen
Abkommen – zu akzeptieren, zitierte «24heures» den EU-Kommissar. Und die Aargauer
Zeitung berichtete, dass er gegenüber der APK-SR angekündigt habe, dass die EU der
Schweiz bei der Unionsbürgerrichtlinie gewisse Ausnahmen zugestehen werde. Mehrere
Mitglieder der APK-NR – der Schwesterkommission – wünschten sich von der EU jedoch
ein positives Signal in Form der Wiederassoziierung der Schweiz am
Forschungsprogramm Horizon Europe. 
Zum Abschluss seiner Reise traf sich Maros Šefčovič schliesslich mit einigen der
erbittertsten Kritikern des gescheiterten Rahmenabkommens – den Gewerkschaften.
SGB-Präsident Pierre-Yves Maillard (sp, VD) sprach gegenüber «LeTemps» und der
Aargauer Zeitung von einem nützlichen und notwendigen Treffen, machte aber auch
klar, dass die Probleme noch nicht gelöst worden seien. Das bestätigte auch
Travailsuisse-Vertreter Adrian Wüthrich im «Blick». Es gebe noch Differenzen, doch
man sei zuversichtlich, beim Lohnschutz eine Lösung zu finden, so Wüthrich
diplomatisch. 8
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Anfang Mai 2023 überraschte der Bundesrat die breite Öffentlichkeit mit der
Ernennung der bisherigen Staatssekretärin Livia Leu zur neuen Schweizer
Botschafterin in Berlin. Sie werde ihre Aufgaben als Staatssekretärin bis Ende August
weiterführen und im Herbst 2023 ihre neue Funktion antreten, so der Bundesrat in
seiner Medienmitteilung. Damit stand auch ihr Abgang als Chefunterhändlerin für ein
neues Rahmenabkommen mit der EU fest. Leu hatte eine Doppelfunktion als Leiterin
des 2021 neu organisierten EDA und als Chefunterhändlerin für die Verhandlungen mit
der EU inne. Als solche war Leu anfänglich für die Nachverhandlungen des
Institutionellen Abkommens mit der EU verantwortlich und nach deren Scheitern im Mai
2021 für die Erarbeitung der Stossrichtung eines neuen Verhandlungspakets. Seither
habe sie auf Basis dieser Grundlage die Sondierungsgespräche im Hinblick auf ein
neues Verhandlungsmandat geführt, welche nun so weit fortgeschritten seien, dass bis
Ende Juni über die Eckwerte eines solchen Mandats entschieden werden könne,
erläuterte der Bundesrat weiter. 
Er versicherte in seiner Medienmitteilung zudem, dass die Gespräche mit der EU durch
diesen Wechsel nicht beeinträchtigt würden. In einem kurzen Point de Presse gab
Botschafterin Leu zu verstehen, dass es ihre persönliche Entscheidung gewesen sei,
noch einmal ins Ausland zu gehen und sie nicht zu diesem Schritt gedrängt worden sei.
Sie schätzte ihre Mission als teilweise abgeschlossen und den Moment der Bekanntgabe
als «gut gewählt» ein, da der Abschluss der exploratorischen Gespräche bevorstehe. 

Leus Abgang sorgte in den Medien und bei Parlamentarierinnen und Parlamentariern
gleichermassen für Kritik, wie auch für Hoffnung. Sowohl Befürworter wie Gegner einer
engeren Anbindung an die EU bedauerten jedoch den Rücktritt Leus. SP-Nationalrat
Eric Nussbaumer (sp, BL) nannte die Demission Leus ein «Debakel für das
Verhandlungsdossier mit der EU» und «24 heures» verglich die Schweizer EU-Politik
mit einem Vaudeville (einem komödienhaften Theater). Tania Moser (glp, ZH)
bezeichnete die Entwicklung als «entmutigend», da sich dadurch die Verhandlungen
mit der EU eher verlangsamen würden. Pro-Schweiz-Geschäftsführer Werner
Gartenmann schätzte Leu als kompetente, solide Verhandlerin, die die Interessen der
Schweiz verteidigt habe, wie er gegenüber «Le Temps» verriet. Auch der Zeitpunkt der
Bekanntgabe wurde hinterfragt. Nationalrat Laurent Wehrli (fdp, VD) sah zwar ein, dass
ein Rücktritt vor Beginn der eigentlichen Verhandlungen vorzuziehen sei, der Rücktritt
als solcher sei jedoch ein Verlust, da Leu die Verantwortlichen in Brüssel bestens
kenne. Ständerätin Isabelle Chassot (mitte, FR) hätte es begrüsst, dass Leu erst nach
Verabschiedung des Verhandlungsmandats öffentlich zurückgetreten wäre, teilte sie
«La Liberté» mit. Auch für die EU war die Nachricht von Leus Abschied nicht unbedingt
eine positive Überraschung, hatte doch EU-Kommissar Maros Šefčovič noch im März
angekündigt, bis Sommer 2024 ein neues Abkommen aushandeln zu wollen. Ein
Sprecher der EU-Kommission liess jedoch verlauten, dass dieser Zeitplan trotz der
veränderten Umstände weiterverfolgt werde. 
Franz Grüter (svp, LU) – Präsident der APK-NR – bezeichneten den Zeitpunkt des
Rücktrittes gegenüber dem Tages-Anzeiger hingegen als gut gewählt und Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) sah im personellen Wechsel im Hinblick auf die
Verhandlungen mit der EU sogar eine Chance. FDP-Ständerat Damian Müller (fdp, LU)
lobte Leu für ihre geleistete Arbeit, und gab sich überzeugt, dass das Europadossier
durch ihren Rücktritt keinen Schaden nehmen werde. 

In den Printmedien brachen kurz darauf Spekulationen über die mögliche Nachfolge
von Leu als Unterhändlerin aus, wobei drei Namen im Fokus standen. «La Liberté»
brachte Rita Adam ins Spiel, die als Chefin der Schweizer Mission bei der EU bereits alle
Personen in Brüssel kenne. Der Tages-Anzeiger nannte als weiteren Kandidaten
Alexandre Fasel, der als Botschafter in London den Brexit mitverfolgt hatte und
unterdessen als Sonderberater für Wissenschaftsdiplomatie in Genf amtete, und
Monika Schmutz Kirgöz, die Schweizer Botschafterin in Italien, Malta und San Marino. 9
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Die bundesrätliche Botschaft zur Standortförderung für die Vierjahresperiode
2024–2027 kam in der vorberatenden WAK-NR gut an. Die Botschaft beinhaltete sechs
Finanzierungsbeschlüsse (zwei Verpflichtungskredite und vier Zahlungsrahmen) für die
Standortpromotion, für die Exportförderung, für Innotour, für E-Government-
Aktivitäten im Sinne von KMU-Entlastungen, für Finanzhilfen an Schweiz Tourismus und
für die Einlage in den Fonds für Regionalentwicklung. Zudem soll als siebtes Element die
Umsetzung der Neuen Regionalpolitik mit dem Mehrjahresprogramm 2021–2031
festgelegt werden. Während die mitberichtende FK-SR Anträge zur Kürzung der
Beiträge in der Höhe von CHF 30.83 Mio. stellte, forderten diverse Minderheiten in der
WAK-NR höhere Beiträge für die genannten Bereiche. Die Kommissionsmehrheit
beantragte ihrem Rat jedoch, die Beiträge weder zu kürzen noch zu erhöhen und damit
den bundesrätlichen Plänen in der Höhe von CHF 646.13 Mio. zu folgen. 

In der Sommersession 2023 beriet der Ständerat als Erstrat das Paket zur
Standortförderung 2024–2027. WAK-Kommissionssprecher Hans Wicki (fdp, NW)
erläuterte zu Beginn, dass die sieben Entwürfe von grosser Tragweite seien, um die
touristische Förderung weiterzuführen und auszudehnen. Für verschiedenste
Landesteile sei der Tourismus eine systemrelevante Branche und aufgrund vieler
Herausforderungen brauche es gezielte Massnahmen zur Standortförderung.
Stillschweigend trat die kleine Kammer auf die Beratungen ein. Vier von insgesamt
sieben Bundesbeschlüssen stimmte das Stöckli in seiner hundert-minütigen Debatte
jeweils einstimmig mit 43 zu 0 Stimmen zu (namentlich den Bundesbeschlüssen über
die Finanzierung der E-Government Aktivitäten zugunsten von KMU 2024–2027, über
die Finanzierung von Innotour 2024–2027, über die Festlegung des
Mehrjahresprogramms des Bundes 2023–2031 zur Umsetzung der Neuen
Regionalpolitik sowie zur Standortpromotion 2024–2027). Für mehr Diskussionen
sorgten hingegen die übrigen drei Teile der Vorlage. 
Eine Anpassung am bundesrätlichen Entwurf nahm der Ständerat erstens bei der Höhe
der Finanzhilfen an Schweiz Tourismus vor. Während der Bundesrat und die
Kommissionsmehrheit für die Jahre 2024–2027 einen Betrag von CHF 233 Mio.
sprechen wollten, der ungefähr dem Betrag aus der Vorperiode entsprach, entschied
sich der Ständerat für eine leichte Erhöhung auf CHF 246 Mio. und gab damit einem
Antrag Chassot (mitte, FR) grünes Licht. Abgelehnt hatte der Rat hingegen einen
Minderheitsantrag Wicki, den Beitrag gar auf CHF 258 Mio. zu erhöhen. Während die
Minderheit Wicki mit den zusätzlichen CHF 25 Mio. den Teuerungsausgleich, den hohen
Koordinationsaufwand sowie diverse Zusatzaufgaben finanzieren wollte, erachtete
Isabelle Chassot nur den Teuerungsausgleich und eine Förderung des nachhaltigen
Marketings zur Verhinderung von Overtourism als nötig. Diese Meinung teilte der
Ständerat mit 22 zu 20 Stimmen bei 1 Enthaltung. 
Eine zweite Anpassung, die ebenfalls die Höhe der finanziellen Mittel betraf, nahm der
Ständerat zweitens beim Bundesbeschluss über weitere Einlagen in den Fonds für die
Regionalentwicklung vor. Anstatt den Zahlungsrahmen für die Jahre 2024–2031 bei CHF
217.3 Mio. festzusetzen, erhöhte der Rat diesen Betrag einer Minderheit Engler (fdp, GR)
folgend auf CHF 230 Mio. Der neue Zahlungsrahmen stimmte damit mit demjenigen der
vorangehenden Periode überein. Während die Kommissionsmehrheit die vom
Bundesrat vorgesehenen rund CHF 217 Mio. als ausreichend erachteten, warnte Engler
davor, das «Tafelsilber der Regionalpolitik» mit Beitragskürzungen zu verscherbeln. Mit
23 zu 20 Stimmen votierte das Stöckli für den Minderheitsantrag. 
Drittens hiess der Ständerat mit 30 zu 11 Stimmen bei 1 Enthaltung im Rahmen der
Beratungen für den Bundesbeschluss über die Finanzierung der Exportförderung für
die Jahre 2024–2027 einen Einzelantrag Würth (mitte, SG) gut. Mit der Ergänzung soll
der Bund die Exportfördermassnahmen auch dem ersten Sektor zugutekommen lassen.
Keinen Anklang fand hingegen eine Minderheit Hegglin (mitte, ZG), welche den
Zahlungsrahmen bei der Exportförderung nicht bei CHF 99 Mio., sondern bei den
bisherigen rund CHF 95 Mio. ansetzen wollte.

In beinahe allen Gesamtabstimmungen der sieben Teilbereiche herrschte jeweils
Einstimmigkeit. Der Ständerat erhöhte somit den bundesrätlichen Gesamtförderbetrag
von gut CHF 646 Mio. auf CHF 670 Mio. Als Zweitrat wird sich in der Folge der
Nationalrat mit den sieben Teilvorlagen beschäftigen. 10
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Lors de la session d'été, le Conseil des États s'est penché sur une enveloppe de CHF
672 millions de francs dans le cadre de la promotion économique de la Confédération
pour la période 2024 à 2027. Cette initiative vise à renforcer la compétitivité des PME
et des régions du pays. Les cinq principaux objectifs du projet sont l'amélioration des
conditions-cadres des PME, le renforcement des régions, la contribution au
développement durable, la valorisation des opportunités du numérique et le
renforcement de l'attractivité de la place économique et touristique suisse.
Le ministre de l'Économie, Guy Parmelin, a souligné la nécessité de développer des
instruments performants dans le contexte post-Covid et des événements tels que la
guerre en Ukraine, soulignant l'impact sur les exportations et le tourisme. Ce secteur a
été particulièrement discuté, avec une enveloppe prévue de CHF 233 millions de francs
pour Suisse Tourisme. Les débats ont été animés, notamment avec les interventions
d'Isabelle Chassot (centre, FR), qui a plaidé pour un montant suffisant pour relever les
défis post-pandémiques et demeurer concurrentiel à l'internationale. Erich Ettlin
(centre, OW) a demandé une augmentation de 25 millions, tandis que la Fribourgeoise a
suggéré 13 millions supplémentaires. Son compromis a été accepté par 22 voix contre
20 et 1 abstention, malgré des opinions divergentes au sein des partis. 
Dans le domaine de la cyberadministration, un montant de CHF 32.8 millions a été
alloué, avec un accent particulier mis sur le développement de la plateforme
EasyGov.swiss. Guy Parmelin a souligné que cette initiative contribuerait à réduire les
charges administratives des entreprises. Sur ce point, Hans Wicki (plr, NW) a noté que
cela représente une plus-value pour les PME, soulignant la nécessité d'une
administration publique moderne et efficace. En outre, les sénateurs ont approuvé
d'autres crédits, notamment pour l'encouragement de l'innovation (CHF 45.4 millions),
la promotion des exportations (CHF 99 millions) et la promotion de la place
économique (CHF 18.5 millions). Enfin, la Chambre des cantons a également donné son
approbation à un arrêté fédéral relatif à l'établissement du programme pluriannuel de
la Confédération pour la période 2024 à 2031 concernant la mise en œuvre de la
Nouvelle politique régionale (NPR). Au tour du Conseil national de se pencher sur le
projet. 11
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Geld, Währung und Kredit

Banken

Nachdem das Parlament in der Sommersession 2024 die erst fünfte Parlamentarische
Untersuchungskommission (PUK) beschlossen hatte, gaben die Büros der beiden
Kammern Mitte Juni die Mitglieder und das Präsidium der PUK bekannt. Die
Untersuchungskommission, die sich den behördlichen Verantwortlichkeiten rund um
den Zusammenbruch der Credit Suisse (CS) widme, werde, wie es der einfache
Bundesbeschluss des Büro-NR vorgesehen habe, aus jeweils sieben Mitgliedern pro Rat
bestehen, wobei sich das Präsidium aus jeweils einem Mitglied jeder Kammer
zusammensetzen werde.

Die Vetretenden der beiden Räte wurden von ihren jeweiligen Büros gewählt. Der
Nationalrat wird gemäss der Wahl des Büro-NR durch Alfred Heer (svp, ZH), Thomas
Matter, (svp, ZH), Roger Nordmann (sp, VD), Leo Müller (mitte, LU), Franziska Ryser (gp,
SG), Daniela Schneeberger (fdp, BL) und Roland Fischer (glp, LU) repräsentiert. Das Büro
des Ständerats wählte folgende Ständeratsmitglieder in den Untersuchungsausschuss:
Isabelle Chassot (mitte, FR), Heidi Z’graggen (mitte, UR), Philippe Bauer (fdp, NE),
Andrea Caroni (fdp, AR), Werner Salzmann (svp, BE), Daniel Jositsch (sp, ZH) und Maya
Graf (gp, BL).

Am 14. Juni fanden sich die beiden Büros schliesslich zu einer Koordinationskonferenz
zusammen, bei welcher sie das Ratspräsidium wählten. Wie der Tages-Anzeiger nach
dieser Konferenz rückblickend berichtete, «knackten drinnen im Bundeshaus die
Frauen eine der letzten Männerbastionen der Schweizer Politik», während sich auf den
Strassen der feministische Streiktag für mehr Gleichstellung abspielte. In der
Koordinationskonferenz setzten sich noch im ersten Wahlgang Isabelle Chassot als
erste Frau in einem PUK-Präsidium und Franziska Ryser als Vize-Präsidentin gegen die
übrigen Kandidaten Roger Nordmann, der eigens für dieses von ihm angestrebte Amt
das SP-Fraktionspräsidium aufgegeben hatte, und Alfred Heer durch.

Das PUK-Präsidium sei «eine der ganz grossen Weihen in der Schweizer Politik», denn
mit Kurt Furgler und Moritz Leuenberger hatten in der Vergangenheit zwei der vier
bisherigen PUK-Präsidenten in die Landesregierung Eingang gefunden, erklärte der
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Tages-Anzeiger im Nachgang der Wahl. Die Wahl Chassots, so mutmasste die Presse, die
als Quereinsteigerin in die Finanzmarktthematik komme, sei teilweise auch ihrer
Parteizugehörigkeit geschuldet. Denn die Mitte-Partei sei die einzige politische
Gruppierung in Bundesbern, die im CS-Dossier nicht auf irgendeine Art und Weise
vorbelastet sei, analysierte die NZZ. So richte sich die Untersuchung der PUK unter
anderen gegen die Finanzministerin Karin Keller-Sutter und ihren Vorgänger Ueli
Maurer, die von der FDP respektive von der SVP gestellt wurden. Wie der Tages-
Anzeiger ausführte, habe die bürgerliche Mehrheit im Parlament den Posten zudem
nicht der Ratslinken überlassen wollen. Denn gemäss Aargauer Zeitung (AZ) hatte sich
die SP in den ersten Tagen des CS-Debakels zu klar positioniert und die NZZ war der
Ansicht, dass sich die Partei in den vergangenen Monaten und Jahren als «Anti-Banken-
Partei» profiliert habe. Den Grünen und der GLP fehlte es gemäss Presse an
politischem Einfluss, den der «Posten dieser Gewichtsklasse» (AZ) voraussetze. Von den
drei Mitte-Parlamentsmitgliedern in der PUK sei Chassot die Leitung dieser «höchst
komplexen Untersuchung» schliesslich am ehesten zugetraut worden, so der Tages-
Anzeiger. 
Wenige Tage später eröffnete der Bundesrat in seiner Medienmitteilung, dass Karin
Keller-Sutter die Landesregierung in der PUK vertreten werde. Es sei Usus, dass die
Vorsteherin des Departements des zu untersuchenden Dossiers die Vertretung in der
PUK übernehme.
Die damit vollständig besetzte PUK sollte ihre Arbeit nach Ablauf der Sommersession
2024 aufnehmen. 12

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Der Ständerat beugte sich in der Frühjahrssession 2022 als Zweitrat über die Änderung
des Personenbeförderungsgesetzes. Nachdem Verkehrsministerin Sommaruga auf die
wichtigsten Ziele der Vorlage – etwa eine moderne Rechnungslegung oder die
Vereinfachung der Regelungen, Abläufe und Bestellinstrumente für den Regionalverkehr
– hingewiesen hatte, wurde Eintreten ohne Gegenstimme beschlossen.
Wie bereits im Nationalrat gaben auch im Ständerat die verbilligten Tageskarten für
Schulklassen sowie die Anwendung des Kartellrechts beim Vertrieb von Fahrausweisen
Anlass zu langen Diskussionen: Bei den vergünstigten Tageskarten ergänzte der
Ständerat die entsprechende Bestimmung aufgrund eines Antrags Chassot (mitte, FR)
um einen Zusatz zu kulturellen Veranstaltungen. Somit müssen die Unternehmen des
öffentlichen Verkehrs auch für Kulturanlässe von Kindern und Jugendlichen einen
ermässigten Tarif bereitstellen. Eine Minderheit der KVF-SR um Werner Salzmann (svp,
BE) hatte vergeblich argumentiert, dass dieser Passus private Reisecaranbieter, die
auch stark auf solche Ausflüge von Kindern und Jugendlichen fokussiert seien,
benachteiligen würde. Hingegen strich der Ständerat den Absatz zu den Höchstpreisen
der Tageskarten. Dadurch steht der Bund nicht in der Pflicht, den Unternehmen des
öffentlichen Verkehrs die durch einen Höchstpreis entstehenden Mindereinnahmen
auszugleichen. Weiter beschloss der Ständerat – aufgrund eines Antrags einer
Minderheit Dittli (fdp, UR) und entgegen der Entscheidung des Nationalrates –, dass der
Vertrieb im öffentlichen Verkehr nicht vom Geltungsbereich des Kartellgesetzes
ausgenommen werden soll. Dies würde dem Wettbewerb im Mobilitätsmarkt schaden,
argumentierte Dittli. 
Zu diesen beiden Punkten gesellten sich noch weitere kleinere und grössere
Differenzen gegenüber der grossen Kammer. So beschloss der Ständerat etwa, bei Art.
35a zu den Grundsätzen der Rechnungslegung einem Einzelantrag Dittli zu folgen,
wonach Unternehmen, die zu höchstens einem Drittel im Eigentum öffentlich-
rechtlicher Körperschaften stehen, von gewissen Bestimmungen ausgenommen
werden. Dadurch dürfen diese Unternehmungen bei Offerten Gewinn- und
Risikozuschläge einrechnen und somit Leistungen zu «Marktpreisen» anbieten. Dieser
Entschluss fiel ganz zum Unmut von Bundesrätin Sommaruga, welche monierte, dass
der Ständerat damit etwas zulasse, «was eines der Probleme bei den Subventionsfällen
war». Ebenfalls nicht erfreut war Simonetta Sommaruga über den Entscheid des Stöckli,
dass die Unternehmen ihren Gewinn zu je einem Drittel als Spezialreserve verbuchen,
an die Abgeltung des Folgejahres anrechnen und selber nach ihrem Gusto einsetzen
können. Minderheitensprecher Rechsteiner (sp, SG) zeigte sich ebenfalls unerfreut
über diesen Beschluss. Dadurch sei es schlussendlich möglich, «Dividenden
auszuschütten und Boni an die Verwaltungsräte zu bezahlen»; hier gehe es aber um
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öffentliche Gelder, die gemäss Rechsteiner im System verbleiben sollten.
In der Gesamtabstimmung wurde das Geschäft sodann einstimmig angenommen. 13

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Nachdem der Nationalrat während der Herbstsession 2023 die Motion Roduit (mitte,
VS) mit dem Titel «Endometriose. Schluss mit den medizinischen Irrungen und
Wirrungen» angenommen hatte, befasste sich der Ständerat in der darauffolgenden
Wintersession mit dem Geschäft. WBK-SR-Sprecherin Isabelle Chassot (mitte, FR)
betonte die Relevanz, welche der Endometrioseforschung zukomme. Dennoch
empfehle die Kommission, den Vorstoss abzulehnen. Die Freiburgerin begründete diese
Haltung damit, dass zur Festlegung von Forschungsthemen transparente und
koordinierte Regeln existierten, an denen die ständerätliche WBK festhalten wolle.
Projekte zur Endometriose könnten etwa durch das NFP 83 «Gendermedizin und
-gesundheit» unterstützt werden. Anders sah dies Céline Vara (gp, NE), welche die
Annahme der Motion beantragte. Sie begründete ihren Antrag unter anderem damit,
dass die spezifisch weibliche Krankheit Endometriose nicht in das Thema «Gender»
passe und die Forschungsförderung für Endometriose verglichen mit anderen
Krankheiten gering ausfalle. Weiter verwies sie auf die Petition «Endometriose – Geben
Sie Betroffenen eine Stimme!» (Pet. 22.2012), welche mit über 18'000 Unterschriften
eine breite Unterstützung erfahren hatte. Nichtsdestotrotz lehnte der Ständerat die
Motion mit 23 zu 11 Stimmen (bei 9 Enthaltungen) ab. 14

MOTION
DATUM: 11.12.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

Im Mai 2022 präsentierte die SGK-SR ihre Anträge zur BVG 21-Reform. Sie weiche
damit «deutlich» von den Vorschlägen der Sozialpartner und des Bundesrates sowie
des Nationalrates ab, betonte sie. Demnach sollen Versicherte einer
Übergangsgeneration von 20 Jahrgängen einen Rentenzuschlag erhalten, wenn sie ihre
Altersleistungen zu mindestens 75 Prozent als Rente beziehen. Bei einem
Jahreseinkommen bis zur 3.5-fachen maximalen AHV-Altersrente (etwa CHF 100'000)
erhalten sie den vollen Zuschlag, der CHF 2'400 jährlich für die ersten fünf Jahrgänge
und CHF 1'800, CHF 1'200 und CHF 600 jeweils für fünf weitere Jahrgänge beträgt.
Versicherte mit Jahreslohn zwischen der 3.5- und 5-fachen Maximalrente erhalten
einen degressiv abgestuften Zuschlag, Versicherte mit mehr als einer 5-fachen
Maximalrente erhalten keinen Zuschlag. Dadurch würden 70 Prozent der
Arbeitnehmenden in Genuss des vollen und 12 Prozent in den Genuss des reduzierten
Zuschlags kommen. Finanziert werden soll der Zuschlag über den Sicherheitsfonds, der
den Vorsorgeeinrichtungen die Kosten des Zuschlags vergütet, gleichzeitig von ihnen
aber auch Beiträge erhebt.
Doch nicht nur bei den umstrittenen Rentenzuschlägen für die Übergangsgeneration
sah die Kommissionsmehrheit Differenzen zu Bundesrat und Nationalrat vor, sondern
auch bei den dauerhaften Regelungen. Bei der Eintrittsschwelle schlug sie mit 60
Prozent einen Kompromiss zwischen Bundesrat (75%) und Nationalrat (44%) vor,
während sie beim Koordinationsabzug auf einen bereits mehrfach vorgeschlagenen
Systemwechsel setzte: Statt diesen wie bisher (CHF 25'095) oder von Bundesrat und
Nationalrat vorgeschlagen (CHF 12'548) auf einen fixen Wert festzulegen, sollte er
zukünftig bei 15 Prozent des AHV-Lohnes liegen. Im Gegenzug wollte die
Kommissionsmehrheit den minimalen koordinierten Jahreslohn bei CHF 3'585 belassen
– Bundesrat und Nationalrat hatten diesen aufheben wollen. Die Altersgutschriften
sollten wie beim Bundesratsmodell erst ab 25 Jahren beginnen – der Nationalrat wollte
deren Beginn auf 20 Jahre senken –, waren ansonsten aber mit den von Bundesrat und
Nationalrat vorgeschlagenen Modellen identisch. Insgesamt würden somit gleich hohe
Altersgutschriften ohne Zinsen anfallen wie beim Bundesratsmodell (460%), aber
deutlich weniger als beim Nationalratsmodell (505%). 

Noch bevor dieser Vorschlag in der Sommersession 2022 im Ständeratsplenum
behandelt werden konnte, berichteten die Medien, dass er stark «absturzgefährdet»
sei (Aargauer Zeitung) und von SVP, Mitte und Teilen der FDP.Liberalen nicht unterstützt
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werde, da sie die Rentenzuschläge als zu grosszügig erachteten. Selbst Josef Dittli (fdp,
UR), der den Vorschlag grosszügigerer Zuschläge in den Kommissionsberatungen
eingebracht hatte, nannte diese nach Bekanntwerden ihrer Kosten – CHF 25.2 Mrd.
verglichen mit CHF 9.1 Mrd. bei der nationalrätlichen Version – «vermutlich» zu
grosszügig. Der Blick berichtete denn auch, dass verschiedene Gegnerinnen und Gegner
des Entwurfs der SGK-SR, etwa der Pensionskassenverband Asip oder Vertretende der
Hochlohnbranche, stark gegen diesen Vorschlag und für denjenigen des Nationalrats
lobbyierten. Insgesamt sprach man dem Kommissionsvorschlag für die in der
Sommersession 2022 anstehende Beratung somit kaum Erfolgschancen zu und
rechnete damit, dass sich mangels Alternativen wohl bereits der nationalrätliche
Vorschlag durchsetzen würde. 

Bis zum Beginn der ständerätlichen Beratung hatte sich die Ausgangslage jedoch
bereits wieder geändert. Am Vortag der Behandlung hatte Josef Dittli in einem
Einzelantrag ein neues Konzept für die Ausgleichsmassnahmen eingereicht, das
grösstenteils auf dem nationalrätlichen Vorschlag beruhte – also beispielsweise
ebenfalls 15 Übergangsjahrgänge vorsah. Abweichend davon sollten jedoch alle
Personen einen Zuschlag erhalten, deren Vorsorgevermögen unter dem
zweieinhalbfachen Grenzbetrag (also unter CHF 215'100) liegt. Damit könnten im
Gegensatz zum Nationalrat auch Versicherte mit tiefen Renten einen Zuschlag erhalten,
«die einen gewichtigen Anteil ihres Sparkapitals im Überobligatorium angesammelt
haben», was gemäss Dittli insbesondere Frauen betreffe. Dennoch vergrössere man
damit den Beziehendenkreis aber weniger stark als beim Vorschlag der SGK-SR.
Personen mit Vorsorgevermögen über dieser Schwelle erhielten entsprechend der
Regelung des Nationalrats dann einen Zuschlag, «wenn der daraus entstehende Betrag
die reglementarische Altersrente übersteigt». Damit entstünden Kosten von CHF 11.9
Mrd., profitieren würden 37 bis 47 Prozent der Arbeitnehmenden, beim Vorschlag der
SGK-SR wären es 88 Prozent und bei demjenigen des Nationalrats 35 bis 40 Prozent.
Finanziert werden soll dieser Zuschlag durch Beiträge, welche der Sicherheitsfonds bei
den Vorsorgeeinrichtungen entsprechend ihrer versicherten Löhne – nicht der
Austrittsleistungen wie beim Vorschlag des Nationalrats – erhebt. 
Er habe diesen Antrag eingereicht, weil er in verschiedenen Gesprächen realisiert habe,
dass weder das Bundesratsmodell noch der Vorschlag der Kommissionsmehrheit
mehrheitsfähig seien, erläuterte Dittli. Die Version des Nationalrats, welche folglich
mangels Alternativen wohl gesiegt hätte, sei aber «vor dem Volk absturzgefährdet».
Isabelle Chassot (mitte, FR) erachtete den Antrag Dittlis als «base de discussion
intéressante», weshalb sie die Rückweisung des Geschäfts an die Kommission und die
Beratung der Auswirkungen des Antrags Dittli im Verhältnis zu den bisherigen Modellen
verlangte. Nach einer sehr ausführlichen Eintretensdebatte, bei der alle Sprechenden
die Wichtigkeit der Revision betonten, sprach sich der Ständerat mit 28 zu 15 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen) für Rückweisung an die Kommission aus. Abgelehnt wurde dieser
Antrag insbesondere von Mitgliedern der SVP- und der FDP.Liberalen-Fraktion – unter
anderem auch von Josef Dittli, der die von der Verwaltung kurzfristig erarbeiteten
Berechnungen zu seinem Vorschlag als für eine Debatte im Plenum ausreichend
erachtete. 15

Krankenversicherung

In der Herbstsession 2022 führten National- und Ständerat eine ausserordentliche
Session zum Thema «Kaufkraft» (22.9013) durch, in der sie verschiedene Vorstösse
diskutierten, die auf eine finanzielle Entlastung der Bürgerinnen und Bürger abzielten,
um der steigenden Teuerung, insbesondere im Bereich Energie, zu begegnen. Eine
Gruppe von Unterstützungsvorschlägen betraf die Krankenkassenprämien.
So forderten die SP-Fraktion im Nationalrat (Mo. 22.3793) sowie Marina Carobbio
Guscetti (sp, TI; Mo. 22.3802) und Isabelle Chassot (mitte, FR; Mo. 22.3801) im
Ständerat eine Erhöhung des Bundesbeitrags an die individuelle Prämienverbilligung für
das Jahr 2023 um 30 Prozent. Da für das Jahr 2023 ein Prämienschock drohe, müssten
Haushalte mit tiefen und mittleren Einkommen auf diese Weise entlastet werden, so die
Begründung für die Forderungen. Der Bundesrat erläuterte, dass der Bundesbeitrag an
die Prämienverbilligung 7.5 Prozent der Bruttokosten der OKP entspreche und somit
zusammen mit den Prämien ansteige. Folglich sei keine zusätzliche Erhöhung des
Beitrags nötig. Um zu verhindern, dass die Kantone ihre eigenen Anteile an die
Prämienverbilligungen weiter reduzieren, verwies der Bundesrat auf seinen indirekten
Gegenvorschlag zur Prämien-Entlastungs-Initiative. Während der Nationalrat die Motion
der SP-Fraktion mit 97 zu 95 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) annahm, wies der Ständerat
die beiden Motionen aufgrund eines Ordnungsantrags Juillard (mitte, JU) der
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Kommission zur Vorberatung zu.
Einen anderen Lösungsweg bezüglich der hohen Krankenkassenprämien schlugen
Thomas de Courten (svp, BL; Mo. 22.3816) im Nationalrat und Marco Chiesa (svp, TI; Mo.
22.3863) im Ständerat vor: Sie verlangten, dass die Krankenkassenprämien zukünftig
vollständig von den Bundessteuern abgezogen werden können, wie dies bereits in
einigen früheren Vorstössen verlangt worden war. Damit sollen «jene Personen
[entlastet werden], die ihre Krankenkassenprämien noch aus dem eigenen
Portemonnaie bezahlen». Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf seine Umsetzung
der Motion Grin (svp, VD; Mo. 17.3171), mit welcher der steuerliche Abzug der
Krankenkassenprämien bereits erhöht werden soll. Damit werde ein Teil der
Forderungen der Motionen de Courten und Chiesa umgesetzt, ein vollständiger Abzug
hätte jedoch zu hohe Steuerausfälle zur Folge – insbesondere auch im Hinblick auf die
von den Motionären ausgeführten, für den Bund zukünftig zusätzlich anfallenden
Kosten. Mit 142 zu 53 Stimmen respektive 36 zu 5 Stimmen (bei 1 Enthaltung) lehnten
beide Räte die Motionen ab, wobei sie nur bei Mitgliedern der SVP-Fraktion auf
Zustimmung stiessen. 16

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Der Ständerat befasste sich in der Frühjahrssession 2022 mit der Forderung von
Nationalrat Eymann (lpd, BS), ein NFP zur Alzheimerkrankheit zu lancieren. Die
Mehrheit der vorberatenden WBK-SR hatte die Motion zur Ablehnung beantragt, eine
Minderheit Sommaruga (sp, GE) hingegen befürwortete das Anliegen. Wie
Kommissionssprecherin Isabelle Chassot (mitte, FR) ausführte, sei die Mehrheit der
WBK-SR selbstverständlich nicht der Auffassung, dass man diese Krankheit und ihre
Folgen nicht untersuchen solle, aber es gebe gute Gründe, die gegen die Lancierung
eines NFP sprächen. So stünden die Instrumente, die für eine umfassende Förderung
der Alzheimer-Forschung nötig seien, bereits zur Verfügung und würden von den
Schweizer Forschenden auch genutzt. Zudem hätten die Forschenden auch jederzeit
die Möglichkeit, sich beim SNF um eine ordentliche Finanzierung für die Durchführung
von Forschungsprojekten zu Alzheimer zu bemühen, wovon ebenfalls Gebrauch
gemacht werde. Darüber hinaus seien die Schweizer Forschenden auch auf der
internationalen Ebene in entsprechende Forschungsprojekte eingebunden. Und
schliesslich, und das sei für die Kommission der wichtigste Grund, gebe es ein
bewährtes Verfahren für die Festlegung von NFPs; die Eingabefrist für die nächste
Runde laufe im Übrigen in einigen Tagen aus. Die Kommission betonte, dass es den
entsprechenden Organisationen und Forschenden selbstverständlich frei stehe, einen
Vorschlag für ein NFP zu Alzheimer einzureichen.
Carlo Sommaruga entgegnete, dass einiges für die Annahme der Motion spreche. So
nehme etwa die Anzahl an Personen, welche an Alzheimer erkrankten, immer weiter zu,
wodurch auch die medizinischen und gesellschaftlichen Kosten anstiegen. Zudem seien
die Mittel, die derzeit für die Alzheimer-Forschung in der Schweiz zur Verfügung
stünden, unzureichend und es gebe auch nur wenige Mittel des SNF, die der
Alzheimerforschung gewidmet seien.
Die Mehrheit des Ständerates sprach sich am Ende der Debatte mit 25 zu 14 Stimmen
bei 2 Enthaltungen gegen die Motion aus. Für die Motion stimmten allen voran die
Mitglieder der SP- und der Grünen-Fraktionen. 17
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Medien

Radio und Fernsehen

Comme l'initiative parlementaire Chassot, l'initiative parlementaire Bauer sur la
répartition de la redevance radio-TV bénéficie du soutien des deux commissions
compétentes (CTT-CE et CTT-CN). Pour mettre en œuvre ces deux objets, la CTT-CE
travaille désormais sur un avant-projet, qui sera mis en consultation au premier
trimestre et soumis aux chambres fédérales au deuxième trimestre 2024. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.11.2023
MATHIAS BUCHWALDER

Medienpolitische Grundfragen

Dans le cadre d'un ensemble de mesures transitoires de soutien au secteur médiatique,
la CTT-CE a donné suite à l'initiative parlementaire Chassot (centre, FR). En
complément des initiatives parlementaires 22.407 et 22.423, l'objet de la sénatrice
fribourgeoise doit venir en aide aux médias électroniques, dans l'attente d'une
stratégie à long terme qui sera probablement mise sur pied à la suite de la publication
du rapport sur l'aide aux médias de demain. L'initiative parlementaire reprend trois
éléments incontestés du paquet d'aide aux médias. Premièrement, il s'agit de renforcer
la formation et la formation continue pour les collaboratrices et collaborateurs de
médias électroniques, deuxièmement, de soutenir les organismes d'autorégulation du
secteur, comme le Conseil suisse de la presse, et troisièmement, d'appuyer
financièrement les agences de presse rassemblant des informations issues de toute la
Suisse à l'intention d'autres médias. Isabelle Chassot estime que ces mesures
pourraient être financées en prélevant 1 pour cent du produit de la redevance radio-TV.
L'objectif de cet objet et des deux autres initiatives parlementaires est de garantir la
diversité médiatique dans le pays. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.04.2023
MATHIAS BUCHWALDER

Comme la CTT-CE, sa consœur du National a donné suite à l'initiative parlementaire
Chassot, par 13 voix contre 9. La CTT-CN a traité de cet objet en même temps que les
initiatives parlementaires 22.407 et 22.423, qui font elles aussi partie de mesures
proposées suite à l'échec du paquet d'aide aux médias dans les urnes. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.09.2023
MATHIAS BUCHWALDER

Tout comme l'initiative parlementaire Bauer, l'initiative parlementaire Chassot pour
des mesures d'aide en faveur des médias électroniques a été soutenue par les deux
commissions compétentes (CTT-CE et CTT-CN). Ce premier pas étant validé, la CTT-CE
travaille désormais sur un avant-projet appliquant les deux objets. Cet avant-projet
sera mis en consultation au premier trimestre et soumis aux chambres fédérales au
deuxième trimestre 2024. 21
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